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Abschrift 


An den 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 
Herrn Ministerpräsidenten Dr. Zinn 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
169. Sitzung am 21. Dezember 1956 beschlossen hat, hinsichtlich 
des vom Deutschen Bundestag am 6. Dezember 1956 verabschiedeten 

Ersten Gesetzes zur Änderung und Ergänzung 
des Gesetzes über Hilfsmaßnahmen für Per- 
sonen, die aus politischen Gründen in Gebieten 
außerhalb der Bundesrepublik Deutschland und 
Berlins (West) in Gewahrsam genommen wurden 
- Drucksachen 2888, 2637 - 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus den in der Anlage angegebenen 
Gründen einberufen wird. 


gez. Dr. Sieveking 


Bonn, den 21. Dezember 1956 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 7. Dezember 1956 mit der Bitte um Kenntnisnahme über- 
sandt. 


Dr. Sieveking 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20. Telefon 3551 



BUNDESRAT 


Gründe 

für die Einberufung des Vermittlungsausschusses 
zum Ersten Gesetz zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes 
über Hilfsmaßnahmen für Personen, die aus politischen Gründen 
in Gebieten außerhalb der Bundesrepublik Deutschland und 
Berlins (West) in Gewahrsam genommen wurden 


1. Artikel I Nr. 11a) wird wie folgt ergänzt: 

Dem § 10 Abs. 2 Satz 3 wird folgender 
Halbsatz angefügt: 

„ , soweit nicht von den Landesregierungen 
andere Behörden bestimmt werden. “ 

Begründung 

Die Frage, welche Behörden und Stellen 
zuständig sind, sollte grundsätzlich von 
den Ländern bestimmt werden. Geschieht 
das nicht, so sollten die Länder wenigstens 
die Möglichkeit haben, in begründeten 
Fällen von der Vorschrift des Bundes- 
gesetzes abzuweichen. Die vorgeschlagene 
Ergänzung entspricht im übrigen auch der 
Regelung im vorhergehenden Satz dieses 
§ 10 Abs. 2. 

2. Artikel I Nr. 11a) wird wie folgt geändert: 

In § 10 Abs. 2 wird der letzte Satz ge- 
strichen. 

Begründung 

Dieser Satz verweist auf das Verwaltungs- 
verfahren des Kriegsgefangenenentschädi- 
gungsgesetzes. Diese Regelung ist für die 
Länder, insbesondere wegen der Besonder- 
heiten des im Kriegsgefangenenentschädi- 


gungsgesetz vorgesehenen Verwaltungs- 
verfahrens, unglücklich. Bei Streichung der 
Vorschrift können die Länder das Verfah- 
ren nach den für ihre Verwaltung in Be- 
tracht kommenden praktischen Gesichts- 
punkten selber regeln. 

3. Artikel I Nr. 12 wird wie folgt geändert: 

In § 12 wird das Wort „Einvernehmen“ 
ersetzt durch das Wort „Benehmen“. 

Begründung 

Durch das „Einvernehmen“ in § 12 würde 
eine Mischverwaltung begründet, die nach 
dem Grundgesetz, welches von einer schar- 
fen Trennung der Verwaltungsräume von 
Bund und Ländern ausgeht, unzulässig ist. 

Der Bundesrat hat in seiner 145. Sitzung 
am 22. Juli 1955 gegen das „Einverneh- 
men“ in der seitherigen Fassung des § 12 
bereits verfassungsrechtliche Bedenken er- 
hoben. Nur wegen der Dringlichkeit des 
Gesetzes hatte sich der Bundesrat mit dem 
Vorbehalt begnügt, daß in der Zustim- 
mung zu dem Gesetz kein Präjudiz in der 
Frage der Zulässigkeit der Mischverwal- 
tung gesehen werden dürfe. Beim vorlie- 
genden Gesetz besteht kein Anlaß, auf die 
Geltendmachung der verfassungsrechtlichen 
Bedenken abermals zu verzichten. 
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